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Land soll in Stadtbesitz bleiben
Bodenpolitik Wenn es nach demStadtparlament geht, dürfen städtische

Grundstücke künftig nichtmehr verkauft werden. Das letzteWort wird aber das Stimmvolk haben.

Beatrice Vogel
beatrice.vogel@luzernerzeitung.ch

Das Luzerner Stadtparlament
hiess gestern den Gegenvor­
schlag des Stadtrats zur Boden­
initiative der Grünen gut – aber
nur knapp: mit 24 Ja­ gegen 22
Nein­Stimmen.DieGrünendür­
fen dies als Erfolg verbuchen,
folgt doch der Stadtrat mit sei­
nem Gegenvorschlag in wesent­
lichen Teilen ihrer Bodeninitia­
tive, die ein Verkaufsverbot für
städtische Grundstücke fordert.
DieGrünenhatten schonvor der
gestrigen Ratsdebatte angekün­
digt, ihre Initiative zu Gunsten
des Gegenvorschlags zurückzu­
ziehen (AusgabevomMittwoch).
SomitwirdnunalleinderGegen­
vorschlagdemStimmvolkunter­
breitetwerden.Dieseswird somit
das letzteWort haben.

AlleFraktionssprecherbeton­
tengestern in derDebatte,welch
knappes Gut der Boden sei, mit
dem es nachhaltig umzugehen
gelte.Dennoch zeigte sich in der
Debatte, wie stark das Thema
Landverkauf politisch polari­
siert: Grüne, SP und GLP stan­
den geschlossen hinter demAn­
liegen der Initiative, während
CVP, FDPund SVP dagegenwa­
ren. Dass gewisse Punkte der

Initiative gar nicht umsetzbar
sind, darüber waren sich in der
gestrigenDebatte aber alle einig
(siehe Kasten). Deshalb ging es
gestern nur noch um die Frage:
Gegenvorschlag ja oder nein? Im
Gegenvorschlag des Stadtrats

sind die problematischen Punk­
te nicht mehr enthalten.

In ihrem Plädoyer für die
UnterstützungdesAnliegensbe­
tonte Korintha Bärtsch (Grüne),
wie wichtig Landbesitz für die
Stadtentwicklung sei: «Boden ist

ein zentraler Punkt in der Politik
und ein umgarntes Produkt auf
dem Immobilienmarkt. Boden­
politik ist die Grundlage für alle
Aspekte, die eine Stadt ausma­
chen.»DerEinflussder Stadt auf
ihreEntwicklung sei umsodirek­
ter,wennsiedenBodenselbstbe­
sitze: «DerHandlungsspielraum
wird nicht eingeschränkt, wenn
Landnichtmehrverkauftwerden
darf, sondern die Stadtentwick­
lung kann vorangetrieben wer­
den.» Eine Abgabe im Baurecht
gewährleiste zudem, dass ein
städtischesGrundstück zueinem
späteren Zeitpunkt umgenutzt
werdenkönne, etwawennSchul­
raumbenötigt werde.

Stadt soll vermehrt
Grundstückekaufen

Gleichzeitig forderten die Grü­
nen vom Stadtrat eine aktivere
Bodenpolitik, indemeretwaver­
mehrt Grundstücke kauft. Dies
unterstützte auch Gianluca Par­
dini (SP). JulesGut (GLP)ergänz­
te, dass die Zeit der Bodenver­
käufe vorbei sei, auch, weil der
Wert von Boden steige: «Der
Markt reguliert sich in Sachen
Umwelt und Boden nicht selbst.
Deshalb ist ein Eingreifen der
Stadt gerechtfertigt.» Stadträtin
Manuela Jost (GLP) betonte:

«Wir gebendenHandlungsspiel­
raum nicht aus der Hand, son­
dern bewahren ihn für künftige
Generationen.MitderAbgabe im
Baurecht kanndie Stadtentwick­
lung besser gesteuert werden.»

Ganz anders bewerteten die
bürgerlichen Parteien das Land­
verkaufsverbot. «Die Initiative
atmet planwirtschaftlichen
Geist», sagte Fabian Reinhard
(FDP): «Als ob Private nicht
nachhaltig und vernünftig mit
Bodenumgehenkönnten.»Nicht
die öffentliche Hand allein ge­
staltedieStadtentwicklung, auch
Private leisteten ihren Beitrag.
«Ich bin enttäuscht, dass der
Stadtrat der Initiative nicht stär­
ker widerspricht», so Reinhard.
«DerStadtrat beschneidet so sei­
neeigenenHandlungsoptionen.»
Zudem würden Unternehmen
und private Investoren gern Bo­
den als Eigentum erwerben, um
Planungssicherheit zu haben.

CVP und SVP waren mit der
FDP einig, dass der Handlungs­
spielraummit dem Verkaufsver­
botbegrenztwerde.MirjamFries
(CVP) betonte zudem, dass die
Stadt bereitsKriterien zurPriori­
sierung besitze und somit schon
heute eine Baurechtsabgabe die
Regel sei: «Esbrauchtweder Ini­
tiative nochGegenvorschlag.»

Kriens Artistik, Klamauk, Humor undMusik: Das sind die Ingredienzien des seit 1947 be­
stehenden Broadway Variété. Dazu gibt’s ein Dreigangmenü. Die spezielle Showgruppe
gastiert zurzeit auf dem Sonnenberg in Kriens mit dem Stück «La Rakete». Entsprechend
schwerelos und fliegerisch ist die Show. Gestern war Premiere. Bild: Corinne Glanzmann (Kriens, 29. Juni 2017)

AufdemSonnenberghebt die «Rakete» ab

Kein Steuerrabatt
für Städter

Luzern Die Rechnung 2016 der
Stadt Luzern schliesstmit einem
Plus von 37,5MillionenFranken.
Der Grosse Stadtrat hiess ges­
tern das erfreulicheRechnungs­
ergebnis gut. Kein Gehör hatte
das Parlament hingegen für die
CVP, die einen Teil des Über­
schusses für einen Steuerrabatt
in der Höhe von 7,5 Millionen
Franken verwendenwollte. Eine
Mehrheit aus Linken und GLP
lehnte dies ab.Damit beschenke
man bloss die Vermögenden,
fand SimonRoth (SP). Und Jules
Gut (GLP) rechnete vor, dass ein
solches Steuergeschenk für den
einzelnen Steuerzahler kaum ins
Gewicht falle. «Mit demSteuer­
rabatt würde höchstens eine
Gratis­Pizza herausschauen»,
sagte Gut.

Einverstanden war das Par­
lament gestern hingegenmit der
Idee des Stadtrates, einen Teil
desÜberschusses für gezielte In­
vestitionen zu verwenden, etwa
für die Schule, für den Ausbau
der Fernwärme sowie für Um­
weltprojekte.

Diese Einlagen in diverse
Spezialfonds sorgten wiederum
bei den Bürgerlichen für Kritik.
Solche Anträge müssten ordent­
lichbudgetiertwerden,argumen­
tierte etwa Mirjam Fries (CVP).
Insgesamt werden rund 26 Mil­
lionen Franken aus dem Über­
schusswieder investiert.Die rest­
lichen 11 Millionen gehen ins
Eigenkapital. (red)

Stadt will Tempo 30
Baselstrasse 31 000 Fahrzeuge
zwängen sich täglich über den
Kreuzstutz­Kreisel. Das schrän­
ke die Lebensqualität im Quar­
tiermassiv ein, findet die Sozial­
kommission des Grossen Stadt­
rats. Deshalb solle sich die Stadt
für eineVerkehrsberuhigung auf
der Baselstrasse – sprich Tempo
30 – einsetzen. Diese Forderung
wurde gestern vom Stadtparla­
ment bestätigt.

Selber einführen kann die
Stadt eineTempo­30-Zonealler­
dings nicht, da die Baselstrasse
eineKantonsstrasse ist. Und der
Kanton hat es bisher abgelehnt,
auf Hauptverkehrsachsen Tem­
po30 einzuführen. Dennoch ist

auch der Stadtrat bereit, sich
beim Kanton für eine Tempore­
duktion einzusetzen, wie Stadt­
rat Adrian Borgula (Grüne) ges­
tern betonte.

Er machte allerdings eine
wichtigeEinschränkung:DieBa­
selstrasse bleibe eine verkehrs­
orientierte Strasse mit grossem
Verkehrsaufkommen. Deshalb
wäre zwar eine Temporeduktion
auf 30 möglich, nicht aber eine
bauliche Umgestaltung zur Ver­
kehrsberuhigung, wie das bei
Tempo­30-Zonenüblicherweise
gemacht wird. Auch eine Auf­
hebung der Fussgängerstreifen
wäre gemässBorgula auf der Ba­
selstrasse nicht sinnvoll. (rk)

«Mitder
Abgabe im
Baurechtkanndie
Stadtentwicklung
bessergesteuert
werden.»

Manuela Jost
Stadträtin (GLP)

Ausnahmemöglich –
mit Spezialregelung

Laut Stadtrat ist die Äufnung eines
Landerwerbsfonds, wie er in der
Initiative der Grünen gefordert
wird, nicht sinnvoll. Denn auch
wenn künftig Land veräussert
werde, würden daraus kaum
Buchgewinne resultieren, die in
einen solchen Fonds einfliessen
könnten. ImGegenvorschlag des
Stadtrats wurde der Fonds des-
halb weggelassen.

Der zweite wesentliche Punkt,
in dem sich der Gegenvorschlag
von der Initiative unterscheidet:
StadteigeneGrundstücke können
verkauft werden, wenn in den fünf
Jahren zuvor ein gleichwertiges
Grundstück erworben wurde. Zur
Festlegung dieser Frist hat sich
Luzerns Stadtrat amBodenregle-
ment der Gemeinde Emmen
orientiert. (bev)

CSS: Abriss soll möglich sein
Tribschenstrasse Die CSS will
ihren Hauptsitz an der Luzerner
Tribschenstrasse starkerweitern.
Bis zu 500 zusätzliche Arbeits­
plätze sollendadurchgeschaffen
werden (wir berichteten). Aller­
dings stehtdemAusbauvorhaben
ein Gebäude von 1933 im Weg.
Dieses wird als schützenswert
eingestuft. Sollte das Gebäude
nicht abgerissenwerdenkönnen,

droht die CSS sogar mit einem
Wegzug vomheutigen Standort.

Der Stadtrat unterstützt den
Krankenversicherer undwill sich
beimKanton für das Ausbaupro­
jekt inklusive Abriss des umstrit­
tenen Gebäudes einsetzen. Das
hält er inderAntwortaufeinSVP­
Postulat fest. Auch das Stadt­
parlament ist für den Abriss –
gegen denWillen der SP. (rk)

Boni-Begrenzung abgelehnt
Ausgelagerte Betriebe Die Ge­
schäftsführer vonEWL,VBLund
Viva Luzern können weiterhin
unbegrenzt hohe Boni erhalten.
Dies entschied das Stadtparla­
ment. Die SP/Juso­Fraktion for­
derte in einemPostulat, dass die
Geschäftsführer der stadteige­
nenBetriebemaximal20Prozent
ihres Grundlohns als variable
Vergütungundhöchstens 10Pro­

zent an übrigen Vergütungen er­
halten sollen.DerStadtrat schlug
stattdessenvor, dassder variable
Lohnanteil und die Nebenleis­
tungennichtmehrals60Prozent
des Basislohns sein dürfen. Die­
sen Gegenvorschlag liess die SP
nicht gelten – und scheiterte. Für
alle anderenFraktionen, abgese­
henvondenGrünen,wardieFor­
derung zu radikal. (bev)
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